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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Ende April 2018 verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zur Harmonisierung der
Strafrahmen und zur Anpassung des Nebenstrafrechts an das geänderte
Sanktionenrecht. Zur Strafrahmenharmonisierung wird der Besondere Teil des StGB
teilrevidiert. Ein besonderes Augenmerk fällt dabei auf die Sexualstraftaten sowie die
Gewalt und Drohung gegen Behörden und Beamte. Beim Vorliegen letzterer sollen
Gruppen von gewalttätigen Randalierern und Chaoten neu mindestens mit einer
Geldstrafe von 120 Tagessätzen bestraft werden anstatt wie bisher mit mindestens 30
Tagessätzen. Eine Erhöhung der Mindeststrafe ist ebenfalls bei Vergewaltigung (von
einem auf zwei Jahre Freiheitsstrafe) und schwerer Körperverletzung (von sechs
Monaten auf ein Jahr Freiheitsstrafe) vorgesehen. Der Tatbestand der Vergewaltigung
soll ausserdem in zweifacher Hinsicht ausgeweitet werden: Erstens wird er neu
geschlechtsneutral gefasst und zweitens auch auf beischlafsähnliche Handlungen
ausgedehnt, die bisher der sexuellen Nötigung zugeordnet waren. Im Zuge dessen soll
die Höchststrafe für sexuelle Nötigung neu nur noch fünf anstatt wie bisher zehn Jahre
Freiheitsstrafe betragen. Diese Änderungen werden analog für den
Schändungstatbestand übernommen. Sexuelle Handlungen mit Kindern unter zwölf
Jahren sollen neu mit mindestens einem Jahr Freiheitsstrafe bestraft werden, wobei
für leichtere Fälle dem Unrechtsgehalt entsprechend ein tieferer Strafrahmen gelten
soll. Auf Geldstrafen wird bei Sexualdelikten mit Ausnahme der Pornografie und des
Exhibitionismus gänzlich verzichtet. Bei gemeinsam begangenen Sexualdelikten soll eine
Strafschärfung zwingend werden. Darüber hinaus soll die Mindeststrafe für
gewerbsmässig begangene Vermögensdelikte auf sechs Monate Freiheitsstrafe
vereinheitlicht werden, was teilweise einer Erhöhung, teilweise einer Verminderung
gegenüber dem geltenden Recht entspricht. Ebenfalls harmonisiert werden die
Strafausschlussgründe bei Rechtspflegedelikten.
Von den Parteien und den Kantonen wurde die seit 2012 lang ersehnte Vorlage
grundsätzlich begrüsst. Der SVP gehe der Entwurf zu wenig weit, aber immerhin «in die
richtige Richtung», berichtete die Presse. Auf Kritik stiessen in Strafrechtskreisen die
erhöhten bzw. neu eingeführten Mindeststrafen, da sie den richterlichen
Ermessensspielraum beschnitten und somit einerseits zu mehr ungerechten Urteilen
führten sowie andererseits als Misstrauen in die Gerichte interpretiert werden könnten.
Enttäuscht zeigte sich auch der Verband der schweizerischen Polizeibeamten, dass
seine Forderung nach mindestens drei Tagen Gefängnis für Gewalt gegen Behörden und
Beamte keinen Eingang in die Vorlage gefunden hatte. Demgegenüber kam das
Gesetzgebungsprojekt bei der schweizerischen Staatsanwältekonferenz gut an, wo man
es nicht als Misstrauensvotum auffasste, sondern vielmehr als «gesellschaftlichen
Anstoss», bestimmte Taten härter zu bestrafen, dem die Justiz nun folgen müsse. 1
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1) BBl, 2018, S. 2827 ff.; AZ, BaZ, CdT, LT, Lib, NZZ, SGT, TA, TG, 26.4.18
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